
Zwickau, Frühlingsstraße 26: Das Haus, in dem das Trio wohnte, sieht aus wie nach einem Bombenangriff.

G
ehen wir zurück an den Ort, 
an dem Beate Zschäpe, Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt - 
die bisher einzig von der 

Staatsanwaltschaft verdächtigten Tä- 
ter der Mordserie des Nationalsozia- 
listischen Untergrundes (NSU) - nach 
offiziellen Erkenntnissen seit 2008 im 
Untergrund lebten: in die Frühlings- 
straße 26 in Zwickau. 
Wenige Stunden, nachdem sich 
Mundlos und Böhnhardt am 4. No-
vember 2011 in Eisenach-Stregda er-
schossen haben sollen, vergießt Beate 
Zschäpe 200 Kilometer entfernt in 
dieser gemeinsamen Wohnung 
großflächig Benzin und legt dann mit 
benzingetränkten Lappen eine Lunte bis 
zur Haustür. In den Medien wird 

spekuliert, dass die beiden Männer vor 
ihrem Freitod ihre Komplizin anriefen 
und ihr diese «Beweismittelvernichtung» 
nahelegten. 

Aber kann das stimmen? Die Männer 
brachten  sich  angeblich  gegen  12  Uhr  
um.  Laut  Auswertung  des  In- 
ternetverkehrs im Zwickauer Unter-
schlupf  suchte  Beate  Zschäpe  nach dem 
Anschalten des Rechners bis über den 
Zeitpunkt des angeblichen Selbstmords 
hinaus im Internet nach «Autounfällen» 
des Vortags. «Zschäpes Recherche 
scheint ergebnislos zu verlaufen, 
jedenfalls beginnt sie, auf anderen 
Seiten zu surfen. Um 13.05 Uhr gibt sie 
"Natürliche Mittel gegen Übelkeit" als 
Suchbegriff ein, dann "Greenpeace" und 
"Gegen Pelze". Der 

letzte Seitenaufruf erfolgt um 13.26 
Uhr, da sucht sie nach "Biobauern in 
Zwickau". 54 Minuten später, um 14.20 
Uhr, schaltet sie den Laptop laut 
Verlaufsprotokoll aus. Gegen 15 Uhr 
verlässt sie in großer Eile die Wohnung, 
die wenig später in Flammen auf geht,» 
fasste die Frankfurter Rundschau am 10. 
April 2012 zusammen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt  gab  es  weder  im Radio  noch  
im Internet Meldungen über die 
Vorgänge in Eisenach-Stregda, im 
Internet hat sie auch nicht danach 
gesucht,  das  Verbindungsprotokoll 
ihrer Telefonanschlüsse gibt auch 
keinen  Aufschluss.  Wie  hat  Zschäpe  
vom Tod der beiden Kenntnis erhalten? 
Durch Gedankenübertragung? 

«Obwohl Heerscharen von Ermittlern monatelang unterwegs waren, halte ich es für möglich, dass Beate Zschäpe nur wegen Brandstiftung verurteilt wird. 
(...) Für die Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung liegen zwar Indizien vor, aber keine Beweise.» (Hans-Peter Uhl, CDU/CSU, Mitglied im NSU-
Untersuchungsausschusses des Bundestages, z.n. Focus, 7.7.2012) 



 

Staatsfeinde 

Viele Indizien deuten daraufhin, dass die 
Zwickauer Wohnung des NSU-Trios abgefackelt 
wurde, um eine V-Frau auszuschalten und 

Beweismittel zu platzieren. 

Warum sollte Beate Zschäpe aber, 
selbst wenn sie auf telepathischem 
Wege vom Tod ihrer Komplizen er-
fahren hätte, überhaupt die Wohnung 
in Brand setzen? Zu diesem Zeitpunkt 
stand sie noch vollkommen außerhalb 
der Beobachtung und war zudem 
geschützt mit ihrer scheinbar 
funktionierenden neuen Identität als 
«Susann Dienelt» alias «Lisa». Um-
gekehrt wird ein Schuh draus: Erst 
durch ihre Brandstiftung machte sie 
die  Welt  auf  den  Unterschlupf  auf-
merksam.  Hätte  sie  die  Wohnung  
einfach gekündigt und in Seelenruhe 
die Beweismittel fortgeschafft, wären 
nicht  einmal  Bezüge  zu  der  bis  dahin 
nur als «Döner-Morde» bekannten 
Gewaltserie feststellbar gewesen. 

Außerdem hätte jeder, der sich mit 
Waffen auskennt, gewusst, dass ein 
Feuer keine Waffen zerstört. Die aber 
hat sie zurückgelassen. Noch seltsamer: 
DVDs, Briefumschläge und USB-Sticks, 
die sie als angebliche Beweismittel-
Vernichterin getrost den Flammen hätte 
übergeben können, wurden danach in 
der Ruine gefunden... Dass Beate 
Zschäpe den Brand legte, um 
Beweismittel zu vernichten, muss also 
angezweifelt werden. Entweder sie 
wollte die Beweismittel nicht 
vernichten, oder sie hat den Brand gar 
nicht selbst gelegt. 

Ein interessanter Aspekt,  der die 
Ursache des Brandes vielleicht in ein 
anderes Licht rückt, sind die Bauar-
beiten, die über der Wohnung des Trios 
durchgeführt wurden. Der Spiegel 
berichtet am 9. November 2011, dass 
Beate Zschäpe anscheinend mit ihrer 
Flucht abwartete, bis «zwei Handwerker 
die Doppelhaushälfte verlassen hatten». 
Diese Feststellung müsste für Ermittler 
von unschätzbarem Wert sein. 
Tatsächlich aber verliert sich die 
Meldung schnell wieder im 
Mediendschungel und wird auch von 
staatlicher Seite nicht weiter erwähnt. 
Dabei könnten die Handwerker doch 
wichtige Informationen über die Er-
eignisse  der  letzten  Tage  in  der  Früh-
lingsstraße liefern. Um die Informati-
onen zu verifizieren, fuhr der Autor 
knapp  drei  Wochen  nach  dem  Vorfall  
nach Zwickau. Hierbei erfuhr er vom 
Wirt einer an das Viertel angrenzenden 
Gaststätte, dass tatsächlich Bauarbeiten 
an dem abgebrannten Haus 
durchgeführt worden waren. Tage vor 
dem Brand sei in der ehemaligen 
Gaststätte unter der Wohnung des Trios 
Dämmmaterial gelagert worden. Am 
Tage des Brandes hätten die zwei 
Handwerker kurz vorher den 
Dachboden verlassen und seien zum 
Bäcker gegangen. 

Beate Zschäpe soll während ihrer 
überstürzten Flucht noch etliche DVDs 
verschickt haben, verließ nach 

einheitlichen Zeugenaussagen die 
Wohnung  aber  nur  mit  zwei  
Katzenkörben und einer kleinen 
Handtasche.  Wo  hatte  sie  die  12  DIN-
A4-Umschläge mit den Pink-Panther-
Videos? 

Die Tochter der Nachbarn jedenfalls 
nahm die Katzen entgegen und sprach 
«Susann» auf die Qualmentwicklung an 
ihren Fenstern an. «Da hat sie nur 
gesagt, dass sie deshalb gleich die 
Polizei anruft, und ist die Straße entlang 
weggerannt,» berichtete ein Nachbar. 
Zwei weitere unmittelbare Nachbarn 
gaben an, dass sie erst zwei 
Knallgeräusche hörten und direkt im 
Anschluss Beate Zschäpe wie im 
Schockzustand vorbeilaufen sahen. Sie 
soll ihnen verstört zugerufen haben, sie 
sollten die Feuerwehr rufen. 

Die Brandentwicklung am Haus in der 
Frühlingsstraße war zu dieser Zeit so 
stark, dass 16 Feuerwehrleute mit vier 
Löschzügen mehr als zehn Stunden 
brauchten, um das Feuer zu löschen. 
Überdies soll es zu einer Explosion 
gekommen sein. Im Hinblick auf die 
später zu betrachtenden Funde in der 
Brandruine ist die Aussage eines 
beteiligten Feuerwehrmannes gegenüber 
Bild am Sonntag von hoher Aussagekraft: 
«Nach dem, was ich während dieses 
Einsatzes gesehen habe, muss ich mich 
sehr wundern, was dort zwei Tage 
danach noch alles in der Brandruine 
gefunden wurde.» 

Auf  ihrer  Flucht  wird  Zschäpe  vom  
sächsischen Innenministerium mehrfach 
angerufen, das erste Mal eine Stunde 
nach der Explosion in Zwickau. Die 
Erklärung des Ministeriums schien 
zunächst einleuchtend: Man habe nur 
versucht, die Bewohnerin eines 
brennenden Hauses zu erreichen. 
Warum das Bundeskriminalamt aber 
angibt, die Abfrage der Handy-Daten 
hätte eine «Nullauskunft» ergeben, ist 
unklar. Ein Sprecher der 
Bundesanwaltschaft berichtet nämlich, 
man habe alle Anrufer zuordnen 
können. 



Staatsfeinde 

Am darauf folgenden Tag ruft Beate 
Zschäpe die Mutter von Böhn- hardt 
und die Eltern von Mundlos an und 
informiert sie, dass ihre Söhne tot seien 
und  es  «etwas  mit  der  Sache  in  
Eisenach»  zu  tun  habe.  Wo  sie  sich  zu  
diesem Zeitpunkt aufhielt, ist bisher 
unklar. 

Erst  am  7.  November  taucht  Zschäpe  
wieder auf und sucht angeblich einen 
Anwalt, mit dem sie sich der Polizei 
stellen will. Verschiedene Medien 
berichten, sie sei zuvor von einem 
Anwalt abgewiesen worden. Untef den 
Anwälten Jenas, die sich auf Strafrecht 
spezialisiert haben - eigentlich die 
plausibelsten Anlaufadressen für 
Zschäpe  in  dieser  Situation  -, ist aber 
nicht bekannt, um wen es sich dabei 
gehandelt haben soll. Als ihren ersten 
Verteidiger wählt sie Stattdessen einen 
Anwalt, der sich auf Familienrecht 
spezialisiert hat. Dieser soll sich mit ihr 
besprochen haben und mit ihr 
zusammen am 8. November zur Polizei 
gegangen sein. 

Beate Zschäpe sei 

jahrelange Zuträgerin des 

Verfassungsschutzes 

gewesen. 

Die weitere Rolle dieses Anwaltes ist 
sehr fragwürdig. Er begleitete sie 
jedenfalls nicht, als sie in Karlsruhe vor 
dem Haftrichter  erschien  und in  U-Haft 
genommen wurde. 

Aufgrund der im folgenden (vgl. S. 
40ff.) mit Fakten unterlegten These, 
Beate Zschäpe sei jahrelange Zuträgerin 
des Verfassungsschutzes gewesen sein, 
sei dieses kleine Gedankenspiel 
gestattet: Die Indizien sprechen dafür, 
dass Böhnhardt und Mundlos ermordet 
wurden (vgl. S. 12ff). Sollte auch die 
Mitwisserin Zschäpe liquidiert werden? 
Wenn sich die zwei Mörder und 
Bankräuber in Eisenach nach offizieller 
Legende mit eigener Hand richteten, 
müsste es der Öffentlichkeit doch nur 
als einleuchtend erscheinen, wenn sich 
auch die verzweifelte Komplizin in-
mitten aller übrigen Beweise selbst in 
die Luft sprengt. Diese Legende 

wird vorbereitet: Im Zuge der statt-
findenden Bauarbeiten wird Brand-
beschleuniger, vielleicht auch etwas 
Sprengstoff, in oder am Unterschlupf des 
Trios  deponiert.  Kurz  bevor  dieser 
hochgeht, vielleicht auch während der 
Brand beginnt, wird Beate Zschäpe 
misstrauisch, verlässt ihre Wohnung und 
beginnt die Flucht. Völlig verstört, nicht 
wissend, warum ihre beiden Freunde 
getötet wurden und sie selbst nur knapp 
einem Brandanschlag entkam, irrt sie 
umher und sucht Kontakt zu Menschen, 
die sie kennt. Möglicherweise in Jena, 
ihrer Heimatstadt. Vielleicht suchte sie 
für einige Tage den Schutz 
geheimdienstlicher Vertrauenspersonen. 
Diese bereiten sie zwei volle Tage darauf 
vor, in Anbetracht der ihr zur Last 
gelegten Sachverhalte zu schweigen und 
abzuwarten, ob sich überhaupt Beweise 
für ihre Mittäterschaft finden würden. 
Anstelle eines Strafrechtsanwalts, der die 
richtigen Fragen gestellt und sich den 
Medien zur Gegendarstellung angeboten 
hätte, wird sie schließlich - ausreichend 
vorbereitet und unter Druck gesetzt 
- zu einem anderen Anwalt vermittelt. 
Ob dieser Familienanwalt dabei ebenso 
instruiert oder einfach nur aufgrund 
seiner fehlenden Eignung ausgewählt 
wurde, ist dabei unerheblich. Das 
Resultat war wichtig: Zschäpe kam in 
Haft und schwieg - bis heute. 

Zu dieser These passt  die Aussage 
eines Jenaer Anwalts für Strafrecht 
gegenüber dem Autor, der nach der 
Inhaftierung Zschäpes von ihrem 
Verteidiger angerufen und gefragt 
wurde,  ob  er  Zschäpe  als  Mandantin 
übernehmen würde. Er lehnte ab, fragte 
aber,  wie  der  Rechtsanwalt  überhaupt  
das Mandat für Zschäpe bekommen 
habe.  Sie  sei  ihm  «geschickt» worden, 
war die Antwort. Die naheliegende 
Folgefrage: Von wem? 

Nach der Festnahme Zschäpes am 7. 
November 2011 schlug die öffentliche 
Aufbereitung des Falls erst richtig 
Kapriolen. Zuerst erfuhr man noch am 
selben Tag, dass die Dienstwaffe der 
2007 getöteten Polizistin Michèle 
Kiesewetter im Eisenacher Wohnmobil 
von Böhnhardt und Mundlos gesichert 
worden sei. 

(mdr-Nachrichten, 7.11.2012) Zwei Tage 
später wird dieselbe Waffe aber 
plötzlich 200 Kilometer weiter lo-
kalisiert: «Die Tatwaffe, so erklärte der 
Stuttgarter Generalstaatsanwalt Klaus 
Pflieger, sei in der ausgebrannten 
Wohnung in Zwickau gefunden 
worden.» (stern.de, 9.11.2012) 

Dieser Schnellschuss verblüffte selbst 
die Kollegen. «Wie Pflieger zu seiner 
Einschätzung kam, ist dem Zwickauer 
Staatsanwalt schleierhaft. Zwar seien in 
der Wohnung mehrere Pistolen und ein 
Repetiergewehr gefunden worden, 
bestätigt er auf einer Pressekonferenz. 
Ob  es  sich  bei  einer  dieser  Waffen  um  
die Tatwaffe handele, sei aber nicht 
sicher. Der Polizeibehördenleiter Jürgen 
Geor- gie springt ihm bei: Die Waffen 
seien durch das Feuer schwer 
beschädigt, zum Teil sei nur das Metall 
übrig, und die Auswertung der 
Fundstücke dauere noch an. (stern.de, 
9.11.2012) 

Die ausgebrannte Wohnung ent-
puppte sich als wahres Pharaonengrab, 
Zug  um  Zug  wurden  immer  mehr  
Beweismittel entdeckt: die 
Geburtsurkunde Zschäpes, alle drei 
echten Personalausweise des Trios, 
dann Kappen, Mundtücher und Parkas 
aus diversen Banküberfällen, schließlich 
verräterische DVDs und USB-Sticks, ja 
sogar Propagandaflyer. 

Am 11. November schließlich werden 
die Ermittlungen bei der Bun-
desanwaltschaft zentralisiert und auf 
diese Weise besser kontrollierbar: 
Widersprüche in der Darstellung 
werden in der Folge geglättet. Erst am 4. 
November, dem Tag der Eisenacher 
«Selbstmorde», war ein neuer 
Generalbundesanwalt, Harald Range, 
im Amt bestätigt worden. Ein Schelm, 
wer Arges dabei denkt. 

Auch Andre Schulze, der Vorsitzende 
des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, 
wunderte sich, «wie schnell sich die 
Bundesanwaltschaft nach der Explosion 
des  Hauses  in  Zwickau  und  dem  
Auffinden der Leichen  der  beiden  Täter  
zur Gruppierung der Täter festgelegt 
hat und wie schnell über zwei Dutzend 
Aktenordner mit Erkenntnissen über die 
Täter präsentiert werden konnten». Er 
sei gespannt auf die Ermittlungen, 
«speziell zur Rolle des Verfassungs-
schutzes». (dapd, 13.11.2012) 

«Viele Fragen bleiben. Löste Zschäpe eine Explosion aus, um Spuren zu verwischen? (...) Gehörte zum "Plan B" vielleicht sogar das Szenario, dass Zschäpe 
bei der Explosion selbst sterben sollte?» (dpa-Bericht nach einem Gespräch mit dem Zwickauer Feuerwehr-Chef Heinrich Günnel, Mannheimer Morgen, 
2.11.2012) 
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Die ersten Bekenner-Filme sollen angeblich schon zu Jahresanfang 2001 
produziert worden sein - während das Trio angeblich von Mord zu Mord, 

von Unterschlupf zu Unterschlupf hetzte. 

Mord, Lügen und Videos

Urlaubsfoto des Zwickauer Trios, vermutlich 2004. 

Im Dezember 2011 stellten Ermitt- 
ler auf einer in der ausgebrannten 
Zwickauer Wohnung gesicherten 

Festplatte zwei weitere Filme des 
Terrortrios wieder her. Dass dies 
so lange dauerte, ist verständlich, 
denn schließlich hatte die Wohnung 
so heftig gebrannt, dass vier Lösch- 
züge über zehn Stunden brauchten, 
um das Feuer zu löschen. Die Hit- 
zeentwicklung war so enorm, dass 
sogar das Metall der aufgefundenen 
Waffen teilweise geschmolzen war. 
Umso erstaunlicher ist es, dass die 
Filme scheinbar ohne Schäden rekon- 
struierbar waren. Aber schließlich 
fand man ja auch unversehrte DVDs, 
USB-Sticks und Flugblätter... 

Die Generalbundesanwaltschaft 
erklärte anschließend, diese Videos 
seien «deutlich aggressiver und pro-
pagandistisch effektiver» als die ver-
sendete DVD. (dpa, 13.12.2011) Dabei 
ist bemerkenswert, dass sie Jahre vor 
dieser produziert worden sind, laut 
Ermittlern  bereits  ab  Frühjahr  2001.  
Wenn die alten Filme «propagan-
distisch effektiver» waren, warum 
brauchte der NSU dann die DVD? 
Umgekehrt waren die früheren Filme 
aber für die Generalbundesanwalt-
schaft selbst sehr nützlich. Auf ihnen 
fanden  sich,  im  Gegensatz  zur  DVD,  
politische Aussagen, wonach sich 

das Trio selbst als Terrorzelle begriff. 
Damit konnten die Ermittlungsbe-
hörden überhaupt erst den Nachweis 
führen, dass die Drei eine «terroristische 
Vereinigung» gebildet und nicht nur als 
gewöhnliche Schwerkriminelle agiert 
hatten. 

Das Paulchen-Panther-Logo soll schon 
beim ersten Film von März 2001 
Verwendung gefunden haben. In ihm 
wird angeblich der Mord an Enver 
Simsek glorifiziert, der am 9. September 
2000 erschossen worden war. Dunkle 
Landschaften seien zu sehen, untermalt 
von Musik der Gruppe Noie Werte. Dies 
lieferte Verdachtsmomente gegen die 
Rechtsanwältin Nicole Schneiders, die 
den mutmaßlichen NSU-Unterstützer 
Ralf Wohlleben vertrat: Sie arbeitete in 
einer Kanzlei mit Steffen Hammer, 
einem Mitglied dieser bereits 2010 
aufgelösten Musikgruppe. Es gab 
keinerlei Hinweise, dass die beiden 
irgend  etwas  mit  dem  Video  oder  gar  
den Morden zu tun hatten. Dennoch 
endete der von dem Noie-Werte-Video 
angefachte Trubel um die «Na-
zianwälte» damit, dass Schneiders und 
Hammer die Kanzlei verlassen mussten. 
Damit war die Arbeit eigenständiger 
Anwälte in der Causa NSU in der Folge 
nur noch eingeschränkt möglich - die 
inhaftierte Beate Zschäpe wird 
bekanntlich von vom 

Staat bestellten Pflichtverteidigern 
vertreten. 

Der zweite in der Zwickauer Brand-
ruine angeblich gesicherte Film ist 
vermutlich ebenfalls im Jahresverlauf 
2001 entstanden; Generalbundesanwalt 
Rainer Griesbaum gab an, die Datei sei 
im Oktober 2001 «zuletzt angeklickt» 
worden, (weit, de, 14.12.2011) Nach 
seinen Angaben sind darin 14 
dunkelbraune Felder zu sehen, wobei 
vier Felder jeweils einem der bis zum 
Oktober 2001 Ermordeten zugeordnet 
sein sollen, ein Feld habe auf den 
Nagelbombenanschlag in Köln im 
Januar 2001 verwiesen. 

Die Ermittlungsbehörden bewerteten 
die beiden Videos als «klares Bekenntnis 
zu rechtsterroristischen Anschlägen» 
(Bild, 14.12.2001). Insbesondere der 
darin enthaltene Satz «Heute ist nicht 
alle  Tage,  wir  kommen wieder, keine 
Frage.» sowie die frei gelassenen neun 
Felder im ersten Video wiesen für 
Griesbaum darauf hin, dass die Mörder 
«weitere Taten ankündigen» wollten. 
Wenn diese beiden Filme aber 
«Bekenntnis» oder «Ankündigung» sein 
sollten, warum wurden sie dann nie 
veröffentlicht? Warum sind sie erst nach 
dem Tod der beiden vermeintlichen 
Terroristen unter zweifelhaften 
Umständen entdeckt worden? 
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Konnten die Drei diese Videos 
überhaupt produziert haben? Be-
trachten wir die ihnen zur Last gelegten 
Taten im Zeitraum der Erstellung der 
Filme.  Im  Hinterkopf  muss  man  dabei  
behalten, dass das Leben im 
Untergrund nur konspirative Kontakte 
zulässt, einen viel höheren zeitlichen 
Aufwand für die alltäglichsten Dinge 
erfordert und keiner von ihnen 
irgendwelche Vorkenntnisse in der 
Handhabung von Computern oder 

Die Filme konnten nur 

produziert werden, wenn 

die Untergetauchten 

Unterstützer hatten. 

dem Erstellen professioneller Videos 
hatte  und  somit  ein  hoher  Lern-  und  
Übungsaufwand vonnöten gewesen 
sein musste. 

Am 27. Januar 1998 taucht das Trio 
unter und lebte fortan höchstwahr-
scheinlich in Chemnitz. Um nicht auf 
ihren neuen Unterschlupf aufmerksam 
zu machen, sollen sie die folgenden 
Morde allesamt weit entfernt von 
Sachsen verübt haben. Seltsamer Weise 
war ihnen das aber bei ihren 
Raubdelikten herzlich egal: Die 

Banküberfälle, die dem NSU zwischen 
dem 6. Oktober 1999 und dem 30. 
November 2000 zur Last gelegt werden, 
fanden allesamt in Chemnitz statt... 

Man bedenke den Planungsaufwand, 
der im Vorfeld solcher Taten stattfinden 
muss, sowie den ständigen Druck, 
unerkannt zu bleiben! Am 9. September 
2000 soll das Trio zudem den Mord an 
Enver Simsek in Nürnberg begangen 
haben, am 19. Januar 2001 explodierte 
ihre Nagelbombe in Köln. In diesem 
Zeitraum müssten die Drei mit der 
Produktion des ersten Videos begonnen 
haben, das nach der Chronologie der 
Behörden bereits am 9. März 2001 
fertiggestellt wurde. Parallel fand 
allerdings nach Meinung der Ermittler 
auch der Umzug nach Zwickau statt, wo 
sie - wiederum in unmittelbarer Nähe 
zu  ihrem  Wohnort  -  im Juli 2001 eine 
Bank überfielen. Vorher geschahen 
weitere Morde, etwa am 13. Juni 2001 in 
Nürnberg und am 27. Juni 2001 in 
Hamburg. Die Strecke zwischen den 
verschiedenen Tatorten beträgt fast 700 
Kilometer und die Opfer wurden vor 
der Tat höchstwahrscheinlich 
ausgesucht und beobachtet. 

Das muss man sich vorstellen: Zwi-
schen diesen ganzen 
schwerstkriminellen Aktivitäten im 
ganzen Bundesgebiet sowie dem 
konspirativen Umzug von Chemnitz 
nach Zwickau wurde nach Meinung der 
Ermittler 

das erste Video erstellt, nach den An-
gaben von Experten auf «technisch 
hohem Niveau» (dpa, 13.12.2011) Im 
Oktober  2001  war  dann  bereits  das  
zweite Video fertig. 

Es ist offensichtlich, dass diese Filme 
nur produziert werden konnten, wenn 
die Untergetauchten und angeblich mit 
Morden Beschäftigten tatsächlich 
Unterstützer hatten. André E., der 
einzige im angeblichen Umfeld der 
NSU-Zelle, der fachlich in der Lage 
gewesen wäre, ein solches Video zu 
erstellen, nahm seine Ausbildung in 
diesem Bereich aber erst nach der 
Fertigstellung des ersten Videos auf. 
Wen  sonst  aber  sollte  das  Trio  mit  
dieser Aufgabe betraut haben? Und 
warum überhaupt? Die Filme des Jahres 
2001  wurde  nicht  für  
Propagandazwecke verbreitet und 
dienten auch nicht der Geld-
beschaffung. Warum sollten sich die 
Drei also diesen Stress machen? Warum 
sollten sie das Risiko einge- hen und 
eine weitere Person in ihre Verbrechen 
einweihen, wo sie doch nie wissen 
konnten, wer in der rechten Szene ein 
Spitzel sein könnte? Und aus welchem 
Grund sollte eine vierte Person das 
Risiko auf sich genommen und ein 
Video produziert haben, das nicht nur 
keinen Zweck erfüllte, sondern den 
Helfer auch noch der Mitwisserschaft 
überführen konnte? • 

Unversehrt in der Brandruine: Die Bekenner-DVD. 

«Wir sind bei Rechtsextremisten härter vorgegangen als bei Linksextremisten - weil die Zustimmung in der Bevölkerung hier viel größer ist. Manchmal 
gingen wir sogar weiter, als der Rechtsstaat eigentlich erlaubt.» (Günther Beckstein, ehemaliger bayrischer Ministerpräsident, Münchner Merkur, 
15.11.2011) 
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Im Kalten Krieg wurden unter Federführung der CIA Untergrund- und 
Sabotagestrukturen in ganz Westeuropa aufgebaut. Die Verwicklung in 

Terroranschläge wurde mehrfach nachgewiesen. 

Gladio - die Geheimarmee der NATO 

D 
ass die NATO im Kalten 
Krieg in ganz Westeuropa 
Geheimarmeen unterhalten 

hat, "die in einigen Ländern in Terror- 
anschläge verwickelt waren, wurde 
erst im Jahre 1990 offiziell bestätigt. 
Der damalige italienische Minister- 
präsident Giulio Andreotti erklärte 
vor einem erstaunten Senat, dass 
die italienische Geheimarmee unter 
dem Decknamen Gladio - das römi- 
sche Kurzschwert - als klandestine 
Unterabteilung im Verteidigungs- 
ministerium innerhalb des militäri- 
schen Geheimdienstes angesiedelt 
sei. Ihr Auftrag sei es, im Falle einer 
Invasion und Besetzung des Landes 
hinter den feindlichen Linien den 
Guerillakampf aufzunehmen und 
eine Untergrundarmee zu bilden. 

Unter heftigen Protesten bestätigte 
Andreotti, dass die Geheimarmee noch 
aktiv sei und dass der US-
Auslandgeheimdienst CIA nach dem 
Zweiten Weltkrieg dem italienischen 
militärischen Geheimdienst dabei 
geholfen habe, Gladio aufzubauen und 
über Jahrzehnte hinweg zu leiten. Die 
linke Opposition übte schärfste Kritik an 
der geheimen CIA-Armee im Lande - 
und Gladio wurde aufgelöst. Um den 
innenpolitischen Druck zu mildern, wies 
Andreotti im Winter 1990 wiederholt 
darauf hin, dass Stay-behind-Armeen in 
allen Ländern Westeuropas existierten 
und dass die  CIA  und  der  britische  
Auslandgeheimdienst MI6 jeweils 
Aufbau, Ausrüstung, Training und 
Koordination der Geheimnetze leiteten. 
Ein geheimer Ausschuss der NATO 
koordiniere die Geheimarmeen. 

Einige Regierungen, so jene von 
Präsident François Mitterrand in 
Frankreich, bestritten die Existenz ihrer 
Geheimarmeen. Worauf Andreotti 
erbarmungslos weitere sen 

sible Daten an die Presse weiterreichte 
und betonte, dass auch der französische 
militärische Geheimdienst am letzten 
geheimen Stay-behind-Treffen in 
Brüssel am 23. Oktober 1990 
teilgenommen habe. Darauf musste 
auch Paris mit einiger Verlegenheit die 
Existenz einer Geheimarmee zugeben. 

Die schwierige Quellenlage und die 
strikte  Weigerung  von  NATO,  CIA  und  
MI6, über das Thema zu sprechen, 
haben die historische Erforschung dieses 
Bereichs in den letzten Jahren erheblich 
behindert. Aufgrund von Studien des 
Center for Security Studies (CSS) der 
ETFI Zürich  lässt  sich  heute  aber  die  
direkte 

Die strikte Weiger- ung von 

NATO, CIA und MI6 hat die 

historische Erforschung 

erheblich behindert. 
Beteiligung von CIA und MI6 durch 
ehemalige Agenten bestätigen. Zudem 
ist  jetzt  auch  bekannt,  dass  die  NATO  
über zwei geheime Unterabteilungen der 
Supreme Headquarters Allied Powers 
Europe (Shape) im belgischen Mons die 
Stay-behind- Armeen koordinierte: das 
Allied Clandestine Committee (ACC) 
und das Clandestine Planning Commit-
tee (CPC). Im Weiteren ist erwiesen, 
dass Geheimarmeen in der Tat in den 
NATO-Ländern Italien, Frankreich, 
Deutschland, Spanien, Portugal, 
Griechenland, Türkei, Belgien, 
Luxemburg, Niederlande, Dänemark 
und Norwegen wie auch in den neu 

tralen Ländern Schweden, Schweiz, 
Österreich und Finnland existierten. 

Als die ersten Konturen der Ge-
heimarmeen 1990 entdeckt wurden, 
sprach die internationale Presse vom 
«bestgehüteten, gefährlichsten poli- 
tisch-militärischen Geheimnis seit dem 
Zweiten Weltkrieg» (The Observer). Noch 
heute kreist die Forschung um die 
Kernfrage,  ob  es  sich  bei  diesen 
Geheimarmeen um wertvolle Si-
cherheitsnetze für den Invasionsfall 
oder nicht viel eher um illegale, ge-
fährliche Terrorzellen handelte. Die 
paradoxe Antwort auf diese Frage 
lautet: beides. Die Stay-behind-Armeen 
waren  dem  Volk,  dem  Parlament und 
den meisten Regierungsmitgliedern 
unbekannt und bildeten in ganz 
Westeuropa ein unsichtbares, 
koordiniertes, geheimes Sicherheitsnetz. 
In einigen Ländern, aber nicht in allen, 
mutierten die Sicherheitsnetze jedoch 
auch zu Terrorzellen. 

Im Kontext der gegenwärtigen 
Terrorismusforschung interessiert 
natürlich vor allem die Frage, unter 
welchen historischen Umständen die 
Geheimarmeen zu Terrorzellen werden 
konnten, welche Ziele mit den 
Terroranschlägen verbunden waren und 
in welchem Grad diese Mutation lokal 
erfolgte oder vom Pentagon, von der 
NATO, von der CIA oder vom MI6 
planmässig gesteuert wurde. Unter den 
vom Terror verschonten Ländern 
befindet sich zusammen mit Dänemark, 
den Niederlanden, Luxemburg und 
Finnland auch die Schweiz. In anderen 
Ländern, darunter Italien und die 
Türkei, waren die Geheimarmeen durch 
die  so  genannte «Strategie der 
Spannung» in Terroranschläge 
verwickelt. 

Ministerpräsident Andreotti  hatte 
die Existenz der Geheimarmeen nicht 
freiwillig bestätigt, sondern 

«Ich behaupte zudem, die Terroristen hingen zum großen Teil an Fäden und Drähten, die sie wahrscheinlich selbst bis zum heutigen Tag nicht ganz 
durchschauen.» (Corinna Ponto, Tochter des von der RAF ermordeten Bankiers Jürgen Ponto, z.n. Michael Buback, Der zweite Tod meines Vaters,
München 2008, S. 251) 



Der Buchautor Ulrich Chaussy wies als einer der ersten nach, dass die Oktoberfest-Bombe nicht von einem Einzeltäter gelegt worden war.  

war durch die Forschungsresultate von 
Richter  Felice  Casson  dazu  gezwungen 
worden. Casson hatte über mehrere 
Jahre Terroranschläge in Italien 
untersucht, vor allem jenen von 
Peteano 1972, und hatte schliesslich 
Gladio und die «Strategie der 
Spannung» entdeckt. «Diese zielt da-
rauf ab», so schreibt Casson, «innerhalb 
des Landes Spannung zu erzeugen, um 
konservative, reaktionäre soziale und 
politische Strömungen zu stärken. 
Während diese Strategie ausgeführt 
wurde, war es notwendig, die 
Drahtzieher zu schützen, da ver-
schiedene Fakten auf sie hinwiesen. 
Zeugen haben also Informationen 
zurückgehalten, um rechtsextreme 
Täter zu schützen.» Neben dem äu-
ßeren Feind, der Sowjetunion, be-
kämpfte die antikommunistische 
Geheimarmee zusammen mit rechts-
extremen Terroristen auch einen in-
neren Feind, wie Casson entdeckte: die 
starke Kommunistische Partei 

(PCI) und die kleinere Sozialistische 
Partei (PSI). 

Washington, London und der ita-
lienische militärische Geheimdienst 
befürchteten, dass der Einzug der 
Kommunisten in die Regierung die 
NATO von innen heraus schwächen 
könnte. Um dies zu verhindern, wurde 
das Volk manipuliert: Rechtsextreme 
Terroristen führten Anschläge aus, 
diese wurden durch gefälschte Spuren 
dem politischen Gegner angelastet, 
worauf  das  Volk  selber  nach  mehr  
Polizei, weniger Freiheitsrechten und 
mehr Überwachung durch die 
Nachrichtendienste verlangte. Hinter 
den Kulissen schützten die 
Nachrichtendienste über Jahre die Täter 
und flogen sie bei Bedarf auch ins 
Spanien Francos aus. 

«Man musste Zivilisten angreifen, 
Männer, Frauen, Kinder, unschuldige 
Menschen, unbekannte Menschen, die 
weit weg vom politischen Spiel 

waren», erklärte der Terrorist Vincenzo 
Vinciguerra, der von Casson als Täter 
des Anschlags von Peteano überführt 
wurde. «Der Grund dafür war einfach. 
Die Anschläge sollten das italienische 
Volk  dazu  bringen,  den  Staat  um  
grössere Sicherheit zu bitten. Diese 
politische Logik liegt all  den Massakern 
und Terroranschlägen zu Grunde, 
welche ohne richterliches Urteil bleiben, 
weil  der  Staat  sich  ja  nicht  selber  
verurteilen kann.» Die teuflisch 
ausgeklügelte Strategie funktionierte 
und  trug  dazu  bei,  dass  die  im  
Parlament stark vertretenen 
italienischen Kommunisten nie eine 
Regierung bilden konnten und dass 
auch die Sozialisten erheblich 
geschwächt wurden. 

In Deutschland, so zeigen die Daten, 
wurde ein Teil der Geheimarmee schon 
1952 durch das freiwillige Geständnis 
des ehemaligen SS-Offiziers Hans Otto 
entdeckt. Otto erklärte 
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der erstaunten Kriminalpolizei in 
Frankfurt, dass er zusammen mit 100 
weiteren Getreuen einer geheimen 
Widerstandsgruppe angehöre, welche 
für den Fall einer sowjetischen Invasion 
trainiere, geheime Waffenlager 
unterhalte und dafür von den 
Amerikanern unterstützt werde. Gemäss 
Otto hatte die Geheimarmee Bund 
Deutscher Jugend 
- Technischer Dienst (BDJTD) auch den 
innenpolitischen Feind im Auge: die 
Mitglieder  der  KPD  und der SPD, von 
denen einige gemäss detaillierten 
«Proskriptionslisten» im «Ernstfall» 
umgebracht werden sollten, da man sie 
der Kollaboration mit dem Feind 
verdächtige. Die Polizei sicherte darauf 
die «Proskriptionslisten», welche im 
hessischen Landesparlament zu grosser 
Aufregung führten, und inhaftierte 
einige rechtsextreme 

BDJTD-Mitglieder. Zur Bestürzung der 
Politiker ordnete hierauf die 
Bundesanwaltschaft die Freilassung der 
Geheimarmee-Mitglieder an, was den 
hessischen Ministerpräsidenten August 
Zinn zu zorniger Ironie veranlasste: 
«Die einzige juristische Erklärung für 
diese Freilassung kann nur sein, dass 
die Richter in Karlsruhe erklärt haben, 
dass sie unter der Anweisung der 
Amerikaner stehen.» 

Die Verbindungen der deutschen 
Geheimarmee zum rechtsextremen 
Milieu wurden in der Folge nicht weiter 
untersucht. Das war offensichtlich ein 
schweres Versäumnis: Waffen- und 
Sprengstofflager der Geheimarmee 
wurden  gemäß  den  Aussagen der 
rechtsextremen Terroristen der 
Wehrsportgruppe Hoffmann für den 
Bombenanschlag auf dem Ok 

toberfest 1980 in München verwendet; 13 
Menschen kamen an jenem 26. 
September ums Leben, 213 wurden 
verwundet, viele davon schwer.. Bereits 
einen Tag nach dem Terroranschlag hatte 
die Polizei Informationen bekommen, 
dass ein Forstaufseher aus der 
Lüneburger Heide, der bekennende 
Rechtsextremist Heinz Lembke, Waffen 
an seine Gesinnungsgenossen geliefert 
hatte. «Herr Lembke zeigte uns ver-
schiedene Sprengstoffarten, Zünder, 
Lunten, Plastiksprengstoff und 
militärischen Sprengstoff», verriet 
Raymund Hörnle, ein Mitglied der 
Wehrsportgruppe Hoffmann, bei seiner 
Vernehmung. «Er sagte, er habe viele 
Waffenverstecke voll mit derartigem 
Material  und  dass  er  eine  Menge zur 
Verfügung stellen könne...» Trotz dieser 
Aussage  lud  die  Polizei Lembke nicht 
vor und durchsuchte das von ihm 
beaufsichtigte Forstareal nicht. Erst als 
über ein Jahr später, am 26. Oktober 
1981, Waldarbeiter  in  der  Nähe  von  
Uelzen zufällig auf ein Waffendepot 
stießen, kam Lembke in Haft. Am 31. 
Oktober 1981 äußerte er gegenüber dem 
Staatsanwalt, dass er am nächsten Tag 
aussagen würde, wer die von ihm 
versteckten Waffen und Sprengstoffe 
nutzen  wollte.  Dazu  kam  es  nicht  mehr:  
Am 1. November 1981 wurde Lembke an 
einem Seil hängend in seiner Zelle tot 
aufgefunden. 

In den 33 von Lembke angelegten 
Depots wurde umfangreiches 
Kriegsgerät aus militärischen Beständen 
sichergestellt, darunter 50 
Panzerabwehrrohre, 230 Sprengkörper 
und 258 Handgranaten. 

• Dr. phil. Daniele Ganser ist Schweizer Historiker, 
spezialisiert auf Zeitgeschichte seit 1945 und 
Internationale Politik. Seine For-
schungsschwerpunkte sind Friedensforschung, 
Geostrategie, verdeckte Kriegsführung, Res-
sourcenkämpfe und Wirtschaftspolitik. Er un-
terrichtet an der Universität Basel. Sein Buch NATO-
Geheimarmee in Europa. Inszenierter Terror und 
verdeckte Kriegführung ist das Standardwerk zum 
Thema und wurde in viele Sprachen übersetzt. 
Ganser leitet in Basel das Swiss Institute for Peace 
and Energy Research, SIPER, das den globalen 
Kampf ums Erdöl und das Potential der 
erneuerbaren Energien untersucht (www.siper.ch). 
- Erstveröffentlichung dieses Beitrags in COMPACT 
1/2012, 

Bei dem Gladio-Anschlag auf den Hauptbahnhof von Bologna am 2. August 1980 starben 85 Menschen, 

mehr als 200 wurden verletzt. Der Riss in der Mauer wurde als Mahnmal beibehalten. 

«Der Krieg wird „weitgehend von Streitkräften gewonnen werden, die Sie nicht kennen, durch Aktionen, von denen Sie nichts sehen werden, und auf eine 
Art und Weise, von der Sie wahrscheinlich gar nichts wissen wollen.» (Buzzy Krongard, Executive Direktor der CiA 2001-2005, laut Dallas Morning News, 
19.10.2001 ) 

http://www.siper.ch/
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□eiteten Böhnhardt, Mundlos oder Zschäpe für einen Geheim dienst? 
Hinweise darauf finden sich sogar im Untersuchungs 

bericht der Thüringer Landesregierung. 

 

 

Internes Behördendokument in der NSU-Affäre. VS bedeutet Verschlusssache, die unterste Stufe der Geheimhaltung. 

Der Schäfer-Bericht 

E
in Agent im Zentrum des Na- 
tionalsozialistischen Unter- 
grunds: Der Verdacht wurde 

erstmals seriös geäußert im Gutach- 
ten, das unter anderen Dr. Gerhard 
Schäfer, ein ehemaliger Vorsitzender 
Richter am Bundesgerichtshof, über 
das Verhalten der Thüringer Behör- 
den und Staatsanwaltschaften bei der 
Verfolgung des Zwickauer Trios im 
Auftrag der Landesregierung verfasst 
und am 14. Mai 2012 vorgelegt hat. In 
der 273-seitigen Expertise taucht der 
Hinweis an vier Stellen auf. So wird 
auf Seite 121 von einem Gespräch mit 
den Eltern von Uwe Mundlos am 18. 
März 1998 berichtet: «Im Verlauf des 
Gesprächs äußerte der Vater, er habe 
einen handgeschriebenen anonymen 
Brief erhalten. Danach sei die Beate 
Zschäpe vermutlich eine Informantin 
des Verfassungsschutzes und werde 
dafür bezahlt.» Auf Seite 247 ff. wird 
der Bericht des späteren Leiters der 
Zielfahndung nach dem Trio behan- 

delt, abgefasst am 14. Februar 2001. 
Darin steht: «Die Befragung von 
Kontaktpersonen und Familienange-
hörigen  führte  zu  dem Schluss,  dass  mit  
hoher Wahrscheinlichkeit eine der 
gesuchten Personen als "Quelle" durch 
den Verfassungsschutz geführt wurde.» 
Auf Seite 252 wird aus einem 
Aktenvermerk des Thüringer 
Verfassungsschutzpräsidenten vom 4. 
März 2002 zitiert. «Sts [Staatssekretär] 
Scherer teilte in einer Unterredung vom 
4. März 2002 mit, er sei von Sts Koeppen 
(Justizministerium) in Kenntnis gesetzt 
worden, in Vermerken der Polizei oder 
der Justiz werde der Verdacht geäußert, 
das TLfV (Thüringer Landesamt für Ver-
fassungsschutz) habe zu einem der 
"Bombenbastler von Jena" eine nach-
richtendienstliche Verbindung unter-
halten.» Auf der nächsten Seite wird ein 
Bericht der Staatsanwaltschaft Gera vom 
23. Oktober 2010 wiedergegeben, in dem 
es heißt «eine oder 

mehrere der gesuchten Beschuldigten 
waren oder sind noch mit großer 
Wahrscheinlichkeit Mitarbeiter des 
Thrünger Landesamtes für Verfas-
sungsschutz». 

Trotz  dieser  Aussagen  von  ver-
schiedenen Seiten kommt Gutachter 
Schäfer schließlich zum gegenteiligen 
Schluss: «Dass das TLfV das Trio 
benutzt haben könnte, um rechts-
radikale Aktivitäten vorzutäuschen und 
deshalb die Bombenbasteleien und die 
vorangegangenen Straftaten selbst 
inszeniert hat, erscheint abenteuerlich.» 
Zu diesem harschen Dementi hat 
beigetragen, dass Schäfer im Thüringer 
VS-Amt die Klarnamendatei der 
Mitarbeiter und V-Leute einsehen 
durfte. Daraus hätten sich «keinerlei 
Erkenntnisse» ergeben, die den 
Verdacht «auch nur im geringsten» 
erhärteten. Doch die Halbwertszeit der 
mit dem Schäfer-Bericht verkündeten 
Entwarnung dauerte nicht lange. 



Fo
to

; W
ol

fg
an

g 
Kr

um
m

 -
 

o;
 W

ol
fg

an
g 

Kr
um

m
 - 

dp
a 

Als die Akten der Überwachungsoperation 
«Rennsteig» geschreddert wurden, war die Aufregung 

groß. Bei der folgenden und noch umfangreicheren 
Beweismittelvernichtung 

hielt sich der Protest in Grenzen. 

 

D
er entlastende Schäfer-Be- 
richt (s. 43) war noch kei- 
ne zwei Monate alt, als die 

«abenteuerliche» These von den Ge- 
heimagenten in der NSU-Zelle erneut 
Nahrung erhielt. Mitte Juni 2012 

wurde bekannt, dass nicht nur das 
von Schäfer exkulpierte Thüringer 
I Landesamt für Verfassungsschutz, 
sondern auch die Bundesbehörde 
und der Militärische Abschirmdienst 
I (MAD) mit V-Leuten am NSU-Trio 
dran gewesen waren - und dass 
man zumindest in der Kölner Ge- 
j heimdienstzentrale die Akten dieser 
«Operation Rennsteig» geschreddert 
hatte, kaum dass der NSU aufgeflogen 
war. 

Die Umstände dieser Beweismit-| 
telvernichtung waren tatsächlich 
atemberaubend: Am 10. November 
2011 - sechs Tage nach dem Tod von 
Böhnhardt und Mundlos - setzte der 
Bundesverfassungsschutz rund 90 
Leute an, sämtliche Archive zu durch- 
forsten, in denen etwas zur Aufklä-| 
rung der NSU-Bluttaten zu finden | 
sein könnte. Einen Tag später freitags zu 
Beginn des Kölner Karnevals, trifft der 
erfahrene Referatsleiter von 
 Abteilung II (Rechtsextremismus) die 
folgenschwere Entscheidung: Das 
Material sei bedeutungslos und so 
alt, dass es nach den Sperrfristen des 
Datenschutzes (zehn Jahre) gelöscht 
werden sollte. Gesagt, getan. Es eilt 
so sehr, dass eine Mitarbeiterin seinen 
Auftrag 24 Stunden später erle- 
digt - am Fastnachts-Samstag, wo im 
ganzen Rheinland jeder Gehtaugli- 
che mit Pappnase oder Perücke auf 
der Straße oder in der Kneipe ist! 
Anschließend die Vertuschung der 
Vertuschung: Die Reißwolf-Aktion 
wurde von dem findigen Referatsleiter 
auf Januar 2011 zurückdatiert. 

Als das Ganze Ende Juni 2012 
aufflog,  war  High  Noon  im  NSU-
Untersuchungsausschuss des Bun- 

destages. Verfassungsschutz-Chef 
Heinz Fromm musste zurücktreten. 
Zur Besänftigung durften die par- 
lamentarischen Kontrolleure die 
Klarnamen von V-Leuten einsehen, 
dieses Mal sogar die der Bundeshör- 
de. Erneut wurde Entwarnung ge- 
geben: Der Ausschuss-Vorsitzende 
Sebastian Edathy (SPD) sagte, «keine 
einzige dieser 49 Personen (aus den I 

Kölner Akten) trug den Namen Beate 
Zschäpe». Deshalb entbehrten Spe-
kulationen, sie sei V-Frau gewesen, 
«jeder Grundlage». Grünen-Obmann 
Wolfgang Wieland wollte dagegen keine 
«vollständige Entwarnung» geben, da 
einige Anwerbe-Dateien «nicht 
vollständig geführt worden» seien. Der 
FDP-Obmann Hartfried Wolff hielt 
sogar explizit an der Theorie von der V-
Frau Zschäpe fest. Er förderte eine 
«Geheimakte» zutage, in der die 
versuchte Anwerbung einer 
Katzennärrin geschildert wird, die viel 
Zeit  mit  ihrer  Oma  verbringt  und  
Verbindungen zu Führungskadern des 
THS besitzt, (stern.de, 
5.7.2012) Dass diese Beschreibung in 
der sehr übersichtlichen weiblichen 
Thüringer-Heimatschutz-Szene auf noch 
mehr Frauen als Beate Zschäpe passt, ist 
schwer zu glauben. Wie der Stern 
meldete, enthielt Wolffs Akte (die dem 
Ausschuss nicht freiwillig vorgelegt 
wurde) einen Bericht über 40 
Anwerbeversuche des Thüringer 
Verfassungsschutzes in der rechten 
Szene. Das Merkwürdige ist: Alle 
angesprochen Personen tauchen mit 
Klarnamen auf - mit Ausnahme von 
genau drei Namen, die geschwärzt 
waren. 

Unabhängig von der Frage nach der 
Vollständigkeit der Akten muss aber 
festgestellt werden, dass es immer 
wieder Fälle gegeben hat, wo einzelne 
Verfassungsschutz-Agenten Informelle 
Mitarbeiter führten, ohne darüber 
überhaupt zu berichten, geschweige 
denn  schriftlich.  So  sagte  Karl Friedrich 
Schraden der Abteilungsleiter 
Rechtsextremismus beim Thüringer 
Verfassungsschutz, am 9. Juli 2012 vor 
dem Landesuntersuchungsausschuss 
über seinen früheren Chef Helmut 
Roewer: «Roewer hatte eine eigene 
Quelle, die keiner 

kannte,  der  hieß  Günther.  Alle  im  Amt  
wussten von der Quelle Günther und 
dass die gut bezahlt wurde, aber keiner 
kannte sie.» 

Nachdem die Schredder-Aktion vom 
10. November 2011 einiges Aufsehen 
erregt hatte, beruhigte sich die 
Öffentlichkeit schnell wieder denn j die 
Behörden erließen am Tag da-j rauf 
einen expliziten Schredder-| Stopp. Das 
war  aber  nur  ein  Place-1  bo,  die  
Dokumentenzerstörung ging j munter 
weiter. Bereits drei Tage später, am 14. 
November 2011, wurde durch das 
Bundesinnenministerium die 
Vernichtung von Abhörprotokollen 
angeordnet, die Auskunft über 
Rechtsextreme geben. (Stuttgarter 
Nachrichten, 19.7.2012) Als der | Erlass 
Monate später publik wurde, beeilte sich 
das Ministerium, ihn als völlig normalen 
fristgerechten Verwaltungsakt 
darzustellen, der «ganz klar keinen 
NSU-Bezug» habe. (ZDF, ¡ 
19.7.2012) Dabei war der vorgeschrie-
bene Termin zur Löschung im Jahre 2005 
gewesen! Warum die plötzliche Eile, 
wenn  man  ohnehin  sechs  Jahre  im  
Verzug war? Überdies besteht ein vom 
Datenschutz geforderter Löschzwang 
nur  solange  und insofern,  wie  es  keinen  
Verdacht auf Straftaten gibt 
- und der war ja nach der spektakulären 
Enttarnung des NSU gegeben. Der vom 
Bundesinnenministerium bestrittene 
NSU-Bezug der vernichteten 
Dokumente wurde vom Bundestags-
Untersuchungsausschuss schließlich 
festgestellt. Die unwiederbringlich 
verlorenen Protokolle hatten unter 
anderem Thomas Starke betroffen, den 
ex-Freund von Beate Zschäpe, der dem 
Trio auch Sprengstoff geliefert und für 
den Berliner Staatsschutz gespitzelt 
hatte... 

Wie dreist ein Sprecher des Bun-
desinnenministeriums die kritische 
Öffentlichkeit zum Narren halten 

«Jede Verschwörungstheorie hört sich plausibler an als alle möglichen Theorien, die uns von einem schusseligen Einzeltäter im Amt 
erzählen wollen.» (Über die Schredder-Aktion; faz.de, 30.6.2012) 


